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Drucksache 366 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


betr. Änderung und Durchführung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes 

Der Bundestag wolle beschließen i 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. bis zuni 1. September 19v58 den Hntwurf eines Gesetzes zur 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes vorziilegeu mit dem 

Ziel: 

q) die Fristen für dieEntriciiLiing vonLasLenausgleichsabgaben 
zum Zwecke einer schnelleren Erfüllung der Ausgleichs- 
leistungen dort, wo das ohne Härten möglich ist, zu 
verkürzen, und die sonstigen Bedingungen zu verein- 
fachen, 

b) die Sätze der Unterhaltshilfe der Steigerung der Renten 
aus der Sozialversicherung anzugleiciien, 

c) einer Verbesserung der Bestimmungen über die Verrech- 
nung zwischen Unterhaltshilfe und sonstigen Einkünften, 

d) einer Verbesserung der Anrecliiiungsbestiminungen 
zwischen Unterhaltshilfe und Hauptentschädiguiig ; 

2. dem Bundestag bis zum 1. September 1958 zu berichten, 

a) welche Maßnahmen zu der in der Regierungserklärung 
vom Oktober 1957 angeküiidigten Vorfinanzierung des 
Lasteuaiisgleichs eingeleitet wurden, insbesondere auch 
zur schnelleren Abwicklung der Haiisratentschädigung 
lind Hauptentschädigung, 

b) was zur Besdileunigiiiig der Schadejisfeststelliing vc'^r- 
anlaßt wurde, wann die fehlenden Rechtsverordiuiiigen, 
darunter die über Umrerhiinngsknrse, erlassen werden 
und 

c) ob sie bereit ist, die den Ländern und Kreisen bisher 
aiiferlegten VerwaltungskosLen zum Zwecke der Ver- 
besserung der Verwaltungsverfahren auf den Bund zu 
iibernehinen. 


Bonn, den 7. Mai 1958 


Ollenhauer und Fraktion 
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